
 

 

Anlagebedingungen 

 
zur Regelung des Rechtsverhältnisses zwischen den Anlegern und der 

 
Immobilien-Portfolio II Objekte Baden-Württemberg und Bayern GmbH & Co. geschlossene Investment-KG 

 
mit Sitz in Stockholmer Allee 53, 44269 Dortmund (nachstehend „Gesellschaft“ genannt) 

 
extern verwaltet durch die 

 
Dr. Peters Asset Finance GmbH & Co. KG Kapitalverwaltungsgesellschaft 

 
mit Sitz in Stockholmer Allee 53, 44269 Dortmund (nachstehend „KVG“ genannt) 

 
für den von der KVG verwalteten geschlossenen Publikums-AIF, die nur in Verbindung mit dem Gesellschaftsvertrag der 

Gesellschaft gelten. 

Stand 01.07.2026 

§ 1 Anlagegrundsätze und Anlagegrenzen 

1. Vermögensgegenstände 

Die Gesellschaft darf folgende Vermögensgegenstände erwerben: 

 
a) Sachwerte in Form von Immobilien gemäß § 261 Abs. 2 Nr. 1 KAGB (nachstehend auch „Anlageobjekte“ genannt), 

b) Geldmarktinstrumente gemäß § 194 KAGB sowie 

c) Bankguthaben gemäß § 195 KAGB. 

 
2. Anlagegrenzen 

a) Feststehende Vermögensgegenstände 

Zum Zeitpunkt der Erstellung dieser Anlagebedingungen ist die Gesellschaft Eigentümerin folgender Vermögensgegenstände 

bzw. hat folgende Vermögensgegenstände nach vorstehender Ziffer 1 lit. a.) gekauft: 

 

Bezeichnung Büro- und Laborgebäude Wohn- und Geschäftshaus Büro- und Geschäftshaus 

Standort Konstanz Ludwigsburg Planegg 

Bundesland Baden-Württemberg Baden-Württemberg Bayern 

PLZ 78467 71638 82152 

Straße Jakob-Stadler-Platz 7 Seestraße 11 und 13 Lena-Christ-Straße 44 

Mieter Eurofins GATC Biotech GmbH Naturzeit GmbH etc. Digel, Marine Store etc. 

Amtsgericht Villingen-Schwenningen Waiblingen München 

Grundbuch Konstanz Ludwigsburg Planegg 

Gemarkung 22783 774 5528 

Flur bzw. Nr. 237.125   

Flurstück 8231/93 NO 3709/96 916/2, 916/3 zur Hälfte 

Grundstück 1.590 qm 708 qm 4.232 qm, 468 qm 

 

Die Immobilie in Konstanz wurde mit Kaufvertrag vom 22.05.2017 zu einem Kaufpreis von 5.000.000 EUR erworben. Eine externe 

Ankaufsprüfung wurde zur Prüfung der Angemessenheit des Kaufpreises zum Bewertungsstichtag 28.03.2017 erstellt. Der 

ermittelte Verkehrswert zum Bewertungsstichtag 28.03.2017 liegt über dem Kaufpreis. Eine Folgebewertung zum 

Bewertungsstichtag 30.06.2018 liegt ebenfalls über dem Kaufpreis. 

 
Die Immobilie in Ludwigsburg wurde mit Kaufvertrag vom 24.10.2017 zu einem Kaufpreis von 4.250.000 EUR erworben. Eine 

externe Ankaufsprüfung wurde zur Prüfung der Angemessenheit des Kaufpreises zum Bewertungsstichtag 23.08.2017 ermittelt. 



 

Der ermittelte Verkehrswert zum Bewertungsstichtag 23.08.2017 liegt über dem Kaufpreis. 

 
Die Immobilie in Planegg wurde mit Kaufvertrag vom 03.05.2018 zu einem Kaufpreis von 9.744.000 EUR erworben. Eine externe 

Ankaufsprüfung wurde zur Prüfung der Angemessenheit des Kaufpreises zum Bewertungsstichtag 20.04.2018 erstellt. Der 

ermittelte Verkehrswert zum Bewertungsstichtag 20.04.2018 liegt über dem Kaufpreis. 

 
b) Die Investition erfolgt nach dem Grundsatz der Risikomischung gemäß § 262 Absatz 1 KAGB. 

 

c) Bei der Anlage in Immobilien i. S. d. § 1 Ziff. 1a) dieser Anlagebedingungen gelten ausschließlich folgende Anlagegrenzen: 

Mindestens 80 % des investierten Kapitals wird in Vermögensgegenstände nach vorstehender Ziffer 1 lit. a) in Form von 

Gewerbeimmobilien mit den Nutzungsarten Büro, Handel, Gastronomie und/oder Dienstleistungen angelegt. Sofern eine 

Investition in eine Immobilie erfolgt, die sowohl Wohnfläche wie auch gewerblich genutzte Fläche aufweist, erfolgt eine 

entsprechende prozentuale Zuweisung des jeweiligen Mietflächenanteils zur Gesamtquote der Nutzungsart. 

 

d) Die Gesellschaft wird Vermögensgegenstände nach vorstehender Ziffer 1 lit. a.) ausschließlich (100 %) mit Belegenheitsort 

in den Bundesländern Baden-Württemberg und Bayern (Bundesrepublik Deutschland) erwerben, bewirtschaften sowie 

anschließend verwerten. Bei der Auswahl geeigneter Standorte orientiert sich die KVG an dem Landesentwicklungsplan 

Baden-Württembergs und dem Landesentwicklungsprogramm Bayerns in der jeweils gültigen Fassung. Diese definieren 

jeweils zentrale Orte, deren Funktionen im Angebot von Infrastruktureinrichtungen, Gütern und Dienstleistungen liegen, die 

nicht nur den Bedarf der eigenen Bevölkerung, sondern auch den Bedarf der Bevölkerung ihres Umlandes abdecken. Die 

über die örtliche Versorgung hinausgehenden zentralörtlichen Einrichtungen werden anhand von Funktionsstufen in Baden-

Württemberg nach Oberzentren, Mittelzentren, Unterzentren und Kleinzentren kategorisiert. In Bayern erfolgt die 

Kategorisierung in Metropolen, Oberzentren, Mittelzentren und Grundzentren (diese fassen die bisherigen Unter- und 

Kleinzentren zusammen). Die Funktionsstufen unterscheiden sich durch ihre quantitativ und qualitativ unterschiedlichen 

Versorgungsangebote und die Reichweiten der Versorgungsbeziehungen. Die Metropolen, Ober- und Mittelzentren werden 

als höhere, übergeordnete Zentren im Landesentwicklungsplan bzw. Landesentwicklungsprogramm festgelegt, während die 

Unter- und Kleinzentren bzw. Grundzentren als Zentralorte der Grundversorgung in den Regionalplänen bestimmt werden. 

Geeignete Anlageobjekte sollen bevorzugt in den Oberzentren Baden-Württembergs und den Metropolen und Oberzentren 

Bayerns erworben werden, wobei hier für die Metropole München auch der Landkreis München beinhaltet ist. Mit einer 

maximalen Quote von 50 % des investierten Kapitals kann auch in ausgewählten Mittelzentren Baden-Württembergs und 

Bayerns investiert werden, die mindestens 25.000 Einwohner aufweisen sollen. 

e) Der Fokus der Anlagestrategie liegt auf Lagen mit langfristig positiven Entwicklungsperspektiven. Die Standorte der 

Anlageobjekte sollen eine möglichst stabile und bei positivem Verlauf eine wertsteigernde Entwicklung der Miet- und 

Verkaufspreise erwarten lassen. Die Gesellschaft darf mit einer maximalen Quote von 50 % des investierten Kapitals in fertig 

projektierte, aber sich noch in Erstellung befindliche Anlageobjekte mit der Maßgabe investieren, dass bezüglich der 

Kaufpreiszahlung aufschiebende Bedingungen hinsichtlich schlüsselfertiger Erstellung, Mindestvermietungsstand von 60 % 

und/oder Erstvermietungsgarantien von mindestens einem Jahr vereinbart sind. 

 
f) Für den Erwerb von Anlageobjekten werden die folgenden Ausschlusskriterien festgelegt: 

• Belegenheitsort außerhalb Baden-Württembergs und Bayerns, 

• Bestehen von Erbbaurechten, 

• Erwerb von Anteilen an Gesellschaften, 

• Erwerb von Teileigentum, 

• Bestandsimmobilien mit einem Vermietungsstand von unter 80 %, 

• Hotels, Pflegeheime oder andere Betreiberimmobilien, 

• Übernahme von Projektentwicklungsrisiken, 

• Übernahme von Fertigstellungsrisiken, 

• Anschaffungskosten (inklusive Anschaffungsnebenkosten) eines Anlageobjekts geringer als 4.000.000 EUR, 

• Anschaffungskosten (inklusive Anschaffungsnebenkosten) eines Anlageobjekts höher als 20.000.000 EUR sowie 

• Anteil eines Mieters an den Gesamtmieteinnahmen von mehr als 40 % nach Vollinvestition 

 
g) Die Gesellschaft muss spätestens nach Abschluss der Investitionsphase, d. h. 24 Monate nach Beginn des Vertriebs, sowie 

bis zu dem Beginn der Liquidationsphase nach § 4 Ziffer 2 lit. d) dieser Anlagebedingungen in Einklang mit den in lit. a) bis 

lit. f) aufgeführten Anlagegrenzen investiert sein. Der Grundsatz der Risikomischung bleibt hiervon unberührt. 

 

3. Leverage und Belastungen 



 

 

Es dürfen Kredite bis zur Höhe von 150 % des aggregierten eingebrachten Kapitals und noch nicht eingeforderten zugesagten 

Kapitals der Gesellschaft, berechnet auf der Grundlage der Beträge, die nach Abzug sämtlicher direkt oder indirekt von den 

Anlegern getragener Gebühren, Kosten und Aufwendungen für Anlagen zur Verfügung stehen und nur dann aufgenommen 

werden, wenn die Bedingungen der Kreditaufnahme marktüblich sind. 

 
Die Belastung von Vermögensgegenständen, die zu der Gesellschaft gehören, sowie die Abtretung und Belastung von 

Forderungen aus Rechtsverhältnissen, die sich auf diese Vermögensgegenstände beziehen, sind zulässig, wenn dies mit einer 

ordnungsgemäßen Wirtschaftsführung vereinbar ist und die Verwahrstelle den vorgenannten Maßnahmen zustimmt, weil sie 

die Bedingungen, unter denen die Maßnahmen erfolgen sollen, für marktüblich erachtet. Zudem darf die Belastung insgesamt 

150 % des aggregierten eingebrachten Kapitals und noch nicht eingeforderten zugesagten Kapitals der Gesellschaft, berechnet 

auf der Grundlage der Beträge, die nach Abzug sämtlicher direkt oder indirekt von den Anlegern getragener Gebühren, Kosten 

und Aufwendungen für Anlagen zur Verfügung stehen, nicht überschreiten. 

Die vorstehenden Grenzen für die Kreditaufnahme und die Belastung gelten nicht während der Dauer des erstmaligen 

Vertriebs der Gesellschaft, längstens jedoch für einen Zeitraum von 18 Monaten ab Beginn des Vertriebs. 

 
4. Derivate 

Es dürfen keine Geschäfte, die Derivate zum Gegenstand haben, getätigt werden. 

 

 
§ 2 Anteilklassen 

Alle Anteile haben gleiche Ausgestaltungsmerkmale. Verschiedene Anteilklassen gemäß § 149 Abs. 2 i. V. m. § 96 Abs. 1 

KAGB werden nicht gebildet. 

§ 3 Ausgabepreis und Kosten 

1. Ausgabepreis, Ausgabeaufschlag, Initialkosten 

a) Ausgabepreis 

Der Ausgabepreis für einen Anleger entspricht der Summe aus seiner gezeichneten Kommanditeinlage in die Gesellschaft 

und dem Ausgabeaufschlag. Die gezeichnete Kommanditeinlage beträgt für jeden Anleger mindestens 10.000,00 EUR. 

Höhere Summen müssen ohne Rest durch 5.000,00 teilbar sein. 

 
b) Summe aus Ausgabeaufschlag und Initialkosten 

Die Summe aus dem Ausgabeaufschlag und den während der Beitrittsphase anfallenden Initialkosten beträgt bis zu 13,19 % 

des Ausgabepreises. 

 
c) Ausgabeaufschlag 

Der Ausgabeaufschlag beträgt 3 % der gezeichneten Kommanditeinlage. Es steht der KVG frei, einen niedrigeren 

Ausgabeaufschlag zu berechnen. 

 
d) Initialkosten 

Neben dem Ausgabeaufschlag werden der Gesellschaft in der Beitrittsphase einmalige Vergütungen in Höhe von bis zu 

10,72 % der Kommanditeinlage belastet (Initialkosten). Die Initialkosten sind frühestens nach Einzahlung der 

Kommanditeinlagen und nach Ablauf der Widerrufsfrist fällig. 

 
e) Steuern 

Die genannten Beträge berücksichtigen die aktuellen Steuersätze. Bei einer Änderung der gesetzlichen Steuersätze werden 

die genannten Bruttobeträge bzw. Prozentsätze entsprechend angepasst. 

 
2. Laufende Kosten 

a) Summe aller laufenden Vergütungen 

Die Summe aller laufenden Vergütungen an die KVG oder an Gesellschafter der Gesellschaft gemäß den nachstehenden 

Buchstaben lit. b.) und lit. c.) kann jährlich insgesamt bis zu 1,11 % der Bemessungsgrundlage im jeweiligen Geschäftsjahr 

betragen. Daneben können Transaktionsvergütungen nach lit. f.) und eine erfolgsabhängige Vergütung nach lit. g.) berechnet 

werden. 

Die Summe aller laufenden Vergütungen an die KVG oder an Gesellschafter der Gesellschaft gemäß den nachstehenden 

Buchstaben lit. b.) und lit. c.) kann ab Liquidationseröffnung gemäß § 4 Ziffer 2 lit. d) dieser Anlagebedingungen jährlich 

insgesamt bis zu 1,11 % der Bemessungsgrundlage im jeweiligen Geschäftsjahr betragen. 

 



 

b) Bemessungsgrundlage 

Als Bemessungsgrundlage für die Berechnung der laufenden Vergütungen gilt der durchschnittliche Nettoinventarwert der 

Gesellschaft im jeweiligen Geschäftsjahr. Wird der Nettoinventarwert nur einmal jährlich ermittelt, wird für die Berechnung 

des Durchschnitts der Wert am Anfang und am Ende des Geschäftsjahres zugrunde gelegt. 

 
c) Vergütungen an die KVG und an bestimmte Gesellschafter 

a. Die KVG erhält für die Verwaltung der Gesellschaft eine jährliche Vergütung in Höhe von bis zu 1,00 % der 

Bemessungsgrundlage (Verwaltungsvergütung). Die KVG ist berechtigt, auf die jährliche Vergütung monatlich anteilige 

Vorschüsse auf Basis der jeweils aktuellen Planzahlen zu erheben. Mögliche Überzahlungen sind nach Feststellung des 

tatsächlichen Nettoinventarwerts auszugleichen. 

 
Ab Liquidationseröffnung gemäß § 4 Ziffer 2 lit. d) dieser Anlagebedingungen beträgt die jährliche Vergütung für die KVG 

bis zu 1,00 % der Bemessungsgrundlage im jeweiligen Geschäftsjahr (Liquidationsvergütung). 

 

b. Der persönlich haftende Gesellschafter der Gesellschaft erhält als Entgelt für seine Haftungsübernahme eine jährliche 

Vergütung in Höhe von bis zu 0,05 % der Bemessungsgrundlage im jeweiligen Geschäftsjahr. Er ist berechtigt, hierauf 

monatlich anteilige Vorschüsse auf Basis der jeweils aktuellen Planzahlen zu erheben. Mögliche Überzahlungen sind nach 

Feststellung der tatsächlichen Bemessungsgrundlage sowie der tatsächlich geleisteten Vorschüsse auszugleichen. 

Vorstehende Vergütung gilt auch für die Liquidationsphase. Der geschäftsführende Kommanditist der Gesellschaft, die 

KVG, erhält als Entgelt für seine Geschäftsführungstätigkeit eine jährliche Vergütung in Höhe von 0,05 % der 

Bemessungsgrundlage im jeweiligen Geschäftsjahr. Er ist berechtigt, hierauf monatlich anteilige Vorschüsse auf Basis 

der jeweils aktuellen Planzahlen zu erheben. Mögliche Überzahlungen sind nach Feststellung des tatsächlichen 

Nettoinventarwerts auszugleichen. Vorstehende Vergütung gilt auch für die Liquidationsphase. 

 
c. Der Treuhandkommanditist der Gesellschaft erhält von den Anlegern, die sich mittelbar über den 

Treuhandkommanditisten an der Gesellschaft beteiligen, eine jährliche Vergütung in Höhe von 0,01 % des 

durchschnittlichen Anteilwertes im jeweiligen Geschäftsjahr. Er ist berechtigt, hierauf monatlich anteilige Vorschüsse auf 

Basis der jeweils aktuellen Planzahlen zu erheben. Mögliche Überzahlungen sind nach Feststellung des tatsächlichen 

Nettoinventarwertes auszugleichen. Vorstehende Vergütung gilt auch für die Liquidationsphase. 

 
Diese Kosten werden von der Gesellschaft getragen und nur denjenigen Anlegern belastet, die sich mittelbar über den 

Treuhandkommanditisten an der Gesellschaft beteiligen. 

 
d) Verwahrstellenvergütung 

Die jährliche Vergütung für die Verwahrstelle beträgt bis zu 0,075 % des durchschnittlichen Nettoinventarwerts der 

Gesellschaft im jeweiligen Geschäftsjahr, mindestens jedoch 12.852 EUR. Die Verwahrstelle kann hierauf monatlich anteilige 

Vorschüsse auf Basis der jeweils aktuellen Planzahlen erhalten. Die Verwahrstelle kann der Gesellschaft zudem 

Aufwendungen in Rechnung stellen, die ihr im Rahmen der Eigentumsverifikation oder der Überprüfung der 

Ankaufsbewertung durch die Einholung externer Gutachten entstehen. 

 

e) Aufwendungen, die zu Lasten der Gesellschaft gehen Folgende Kosten einschließlich der darauf ggf. entfallenden Steuern 

hat die Gesellschaft zu tragen: 

a. Kosten für externe Bewerter für die Bewertungen der Vermögensgegenstände gemäß §§ 261, 271 KAGB, 

b. Kosten für Geldkonten und Zahlungsverkehr, 

c. Aufwendungen für die Beschaffung von Fremdkapital (insbesondere an Dritte gezahlte Zinsen), 

 
d. für die Vermögensgegenstande entstehende Bewirtschaftungskosten (Verwaltungs-, Instandhaltungs- und 

Betriebskosten, die von Dritten in Rechnung gestellt werden), 

e. Kosten für die Prüfung der Gesellschaft durch deren Abschlussprüfer, 

f. von Dritten in Rechnung gestellte Kosten für die Geltendmachung und Durchsetzung von Rechtsansprüchen der 

Gesellschaft sowie der Abwehr von gegen die Gesellschaft erhobenen Ansprüchen, 

g. Gebühren und Kosten, die von staatlichen und anderen öffentlichen Stellen in Bezug auf die Gesellschaft erhoben 

werden, 

h. ab Zulassung der Gesellschaft zum Vertrieb entstandene Kosten für Rechts- und Steuerberatung im Hinblick auf die 

Gesellschaft und ihre Vermögensgegenstände (einschließlich steuerrechtlicher Bescheinigungen), die von externen 

Rechts- oder Steuerberatern in Rechnung gestellt werden, 



 

 

i. Kosten für die Beauftragung von Stimmrechtsbevollmächtigten, soweit diese gesetzlich erforderlich sind, 

j. Steuern und Abgaben, die die Gesellschaft schuldet, 

k. angemessene Kosten eines Beirats, 

l. angemessene Kosten einer außerordentlichen Gesellschafterversammlung. 

 
f) Transaktionsgebühr sowie Transaktions- und Investitionskosten 

Die KVG kann für den Erwerb eines Vermögensgegenstandes nach § 1 Ziffer 1 lit. a.) dieser Anlagebedingungen jeweils 

eine Transaktionsgebühr in Höhe von 1,785 % des Kaufpreises und bei Veräußerung eines Vermögensgegenstandes nach 

§ 1 Ziffer 1 lit. a.) dieser Anlagebedingungen jeweils eine Transaktionsgebühr in Höhe von 0,595 % des Verkaufspreises 

erheben. 

 
Der Gesellschaft werden darüber hinaus die auf die Transaktion ggfs. entfallenden Steuern und Gebühren gesetzlich 

vorgeschriebener Stellen belastet. 

 

Der Gesellschaft werden zudem die im Zusammenhang mit dem Umbau, der Instandsetzung und der Belastung oder 

Vermietung/Verpachtung der Vermögensgegenstände von Dritten in Rechnung gestellte Kosten belastet. 

 
Der Gesellschaft können die im Zusammenhang mit diesen Transaktionen von Dritten beanspruchten Kosten, unabhängig 

vom tatsächlichen Zustandekommen des Geschäfts, belastet werden. 

 
g) Erfolgsabhängige Vergütung 

Die KVG kann für die Verwaltung der Gesellschaft je ausgegebenen Anteil eine erfolgsabhängige Vergütung in Höhe von bis 

zu 20 % (Höchstbetrag) des Betrags erhalten, um den der Anteilwert am Ende der Abrechnungsperiode unter 

Berücksichtigung bereits aus Ausschüttungen geleisteter Auszahlungen die gezeichnete Kommanditeinlage zuzüglich einer 

rechnerischen jährlichen Verzinsung von 4,0 % (ohne Zinseszinseffekt) übersteigt (absolut positive Anteilwertentwicklung), 

jedoch höchstens bis zu 15 % des durchschnittlichen Nettoinventarwerts der Gesellschaft in der Abrechnungsperiode. Die 

Abrechnungsperiode beginnt mit der Vertriebsfreigabe des geschlossenen Investmentvermögens und ist nach der 

Veräußerung der Vermögensgegenstände beendet. 

 
h) Sonstige vom Anleger zu entrichtende Kosten 

a. Sofern der Anleger seine Beteiligung als Treugeber an der Gesellschaft in eine Beteiligung als Direktkommanditist 

umwandelt, trägt er die ihm dadurch entstehenden Notargebühren für die notarielle Beglaubigung einer 

Handelsregistervollmacht sowie die Handelsregisterkosten selbst. Die Kosten fallen in gesetzlicher Höhe nach dem 

Gerichts- und Notarkostengesetz an. Die Höhe bestimmt sich nach dem Gegenstandswert. Zahlungsverpflichtungen 

gegenüber der KVG oder der Gesellschaft entstehen dem Anleger aus diesem Anlass nicht. 

 

b. Bei vorzeitigem Ausscheiden aus der Gesellschaft, Verfügung (z. B. Übertragung durch Schenkung oder Veräußerung) 

oder Rechtsnachfolge (z. B. Erbfall) über einen Anteil kann die KVG vom Anleger und seinem etwaigen Rechtsnachfolger 

Erstattung für notwendige Auslagen in nachgewiesener Höhe, jedoch nicht mehr als 5 % des Anteilwerts verlangen. 

 

c. Kosten, die einem Gesellschafter aus Anlass seiner Beteiligung an der Gesellschaft entstehen oder die er insoweit selbst 

verursacht, sind von ihm selbst zu tragen. Dazu gehören insbesondere Kosten für folgende Leistungen: 

• Anträge beim Wohnsitz- oder Betriebsfinanzamt, die durch individuelle Sachverhalte veranlasst sind, 

• Nachmeldung von individuellen Sondereinnahmen und Sonderwerbungskosten, 

• Beratung im Zusammenhang mit Anteilsübertragungen (z. B. Veräußerungsgewinn und GewSt-Ermittlung). 

 
i) Steuern 

Die genannten Beträge berücksichtigen die aktuellen Umsatzsteuersätze. Bei einer Änderung des gesetzlichen 

Umsatzsteuersatzes werden die genannten Bruttobeträge bzw. Prozentsätze entsprechend angepasst. 

 
§ 4 Ertragsverwendung, Geschäftsjahr, Dauer, Berichte und Liquidation 

1. Ausschüttung 

Die verfügbare Liquidität der Gesellschaft aus der laufenden Bewirtschaftung sowie aus Veräußerungserlösen soll an die 

Anleger ausgezahlt werden, soweit sie nicht nach Auffassung der Geschäftsführung der Gesellschaft als angemessene 

Liquiditätsreserve zur Sicherstellung einer ordnungsgemäßen Fortführung der Geschäfte der Gesellschaft bzw. zur Erfüllung 

von Zahlungsverbindlichkeiten oder zur Substanzerhaltung bei der Gesellschaft benötigt wird. Die Höhe der Auszahlungen 

kann variieren. Es kann zur Aussetzung der Auszahlungen kommen. 



 

 
Jeder Gesellschafter partizipiert am steuerlichen und am handelsrechtlichen Ergebnis der Gesellschaft. Nach Befriedigung 

der Vergütungsansprüche der KVG-Geschäftsführung und der Haftungsvergütung des Komplementärs der Gesellschaft steht 

der Gewinn und Verlust („Ergebnis“) den Gesellschaftern ab dem Folgetag des jeweiligen Beitrittstermins im Verhältnis ihrer 

geleisteten Pflichteinlage zu. 

 
2. Geschäftsjahr, Dauer, Berichte und Liquidation 

a) Das Geschäftsjahr der Gesellschaft beginnt am 1. Januar und endet am 31. Dezember. 

b) Die Gesellschaft ist gemäß Gesellschaftsvertrag bis zum 31.12.2029 befristet (Grundlaufzeit). Sie wird nach Ablauf dieser 

Dauer aufgelöst und abgewickelt (liquidiert), es sei denn die Gesellschafter beschließen mit der im Gesellschaftsvertrag 

hierfür vorgesehenen Stimmenmehrheit etwas anderes. Eine Verlängerung der Grundlaufzeit kann durch Beschluss der 

Gesellschafter mit der im Gesellschaftsvertrag hierfür vorgesehenen einfachen Mehrheit einmalig um bis zu fünf Jahre 

beschlossen werden. Zulässige Gründe für eine Verlängerung der Grundlaufzeit sind, wenn 

• die Anlageobjekte der Gesellschaft nicht bis zum Ende der Grundlaufzeit verkauft werden können und mehr Zeit für die 

Verwertung der Anlageobjekte erforderlich ist, 

• der erwartete Veräußerungserlös für die Anlageobjekte nicht den Renditeerwartungen der Gesellschaft entsprechen und 

während der Verlängerungsdauer eine Wertsteigerung der Anlageobjekte zu erwarten ist, 

• die Gesellschafter den bisherigen Geschäftsverlauf als zufriedenstellend erachten und dies für die Zukunft weiter annehmen 

oder 

• andere wirtschaftliche, rechtliche oder steuerliche Gründe bestehen, die aus Sicht der KVG und des persönlich haftenden 

Gesellschafters eine Verlängerung der Laufzeit der Gesellschaft sinnvoll oder erforderlich erscheinen lassen. 

 
c) Ein ordentliches Kündigungsrecht der Gesellschafter ist ausgeschlossen. 

 
d) Im Rahmen der Liquidation der Gesellschaft werden die laufenden Geschäfte beendet, etwaige noch offene Forderungen 

der Gesellschaft eingezogen, das übrige Vermögen in Geld umgesetzt und etwaige verbliebene Verbindlichkeiten der 

Gesellschaft beglichen. Ein nach Abschluss der Liquidation verbleibendes Vermögen wird nach den Regeln des 

Gesellschaftsvertrages und den anwendbaren handelsrechtlichen Vorschriften verteilt. 

 
e) Spätestens sechs Monate nach Ablauf des Geschäftsjahres der Gesellschaft erstellt die Gesellschaft einen Jahresbericht 

gemäß § 158 KAGB i. V. m. § 135 KAGB und 

§ 101 Abs. 2 KAGB. 
 

f) Der Jahresbericht ist bei den im Verkaufsprospekt und in den wesentlichen Anlegerinformationen angegebenen Stellen oder 

auf Anforderung durch den Anleger erhältlich. Er wird ferner im Bundesanzeiger bekannt gemacht. 

 
3. Verwahrstelle 

a) Für die Gesellschaft wird eine Verwahrstelle gemäß § 80 KAGB beauftragt; die Verwahrstelle handelt unabhängig von der 

KVG und ausschließlich im Interesse der Gesellschaft und ihrer Anleger. 

 
b) Die Aufgaben und Pflichten der Verwahrstelle richten sich nach dem Verwahrstellenvertrag, nach dem KAGB und den 

Anlagebedingungen. 

 
c) Die Verwahrstelle kann Verwahraufgaben nach Maßgabe des § 82 KAGB auf ein anderes Unternehmen (Unterverwahrer) 

auslagern. 

 
d) Die Verwahrstelle haftet gegenüber der Gesellschaft oder gegenüber den Anlegern für das Abhandenkommen eines 

verwahrten Finanzinstrumentes im Sinne des § 81 Absatz 1 Nr. 1 KAGB (Finanzinstrument) durch die Verwahrstelle oder 

durch einen Unterverwahrer, dem die Verwahrung von Finanzinstrumenten nach § 82 Absatz 1 KAGB übertragen wurde. 

Die Verwahrstelle haftet nicht, wenn sie nachweisen kann, dass das Abhandenkommen auf äußere Ereignisse 

zurückzuführen ist, deren Konsequenzen trotz aller angemessenen Gegenmaßnahmen unabwendbar waren. 

Weitergehende Ansprüche, die sich aus den Vorschriften des bürgerlichen Rechts auf Grund von Verträgen oder unerlaubten 

Handlungen ergeben, bleiben unberührt. Die Verwahrstelle haftet auch gegenüber der Gesellschaft oder den Anlegern für 

sämtliche sonstigen Verluste, die diese dadurch erleiden, dass die Verwahrstelle fahrlässig oder vorsätzlich ihre 

Verpflichtungen nach den Vorschriften des KAGB nicht erfüllt. Die Haftung der Verwahrstelle bleibt von einer etwaigen 

Übertragung der Verwahraufgaben nach Absatz 3 unberührt. 


